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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
AnwZ (Brfg) 29/21 

vom 

3. November 2021 

in der verwaltungsrechtlichen Anwaltssache 
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Der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, hat durch die Präsidentin des 

Bundesgerichtshofs Limperg, die Richterinnen Dr. Liebert und Ettl sowie den 

Rechtsanwalt Dr. Kau und die Rechtsanwältin Merk  

 

am 3. November 2021 

 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das 

Urteil des 1. Senats des Anwaltsgerichtshofs des Landes 

Nordrhein-Westfalen vom 23. April 2021 wird abgelehnt. 

 

Der Kläger trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens. 

 

Der Wert des Zulassungsverfahrens wird auf 50.000 € festgesetzt. 

 

 

 

Gründe: 

I. 

Der Kläger ist seit 2009 zur Rechtsanwaltschaft zugelassen. Mit Bescheid 

vom 26. November 2020 widerrief die Beklagte die Zulassung des Klägers wegen 

Vermögensverfalls (§ 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO). Der Anwaltsgerichtshof hat die 

hiergegen gerichtete Klage abgewiesen. Der Kläger beantragt nunmehr die Zu-

lassung der Berufung gegen das Urteil des Anwaltsgerichtshofs. 
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II. 

Der Antrag ist nach § 112e Satz 2 BRAO, § 124a Abs. 4 VwGO statthaft 

und auch im Übrigen zulässig. Er bleibt jedoch in der Sache ohne Erfolg. Ein 

Zulassungsgrund nach § 124 Abs. 2 VwGO ist nicht gegeben (vgl. § 112e Satz 2 

BRAO, § 124a Abs. 5 Satz 2 VwGO). 

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils bestehen 

nicht (§ 112e Satz 2 BRAO, § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO). Dieser Zulassungsgrund 

setzt voraus, dass ein einzelner tragender Rechtssatz oder eine erhebliche Tat-

sachenfeststellung mit schlüssigen Argumenten in Frage gestellt wird (vgl. nur 

Senat, Beschluss vom 4. März 2019 - AnwZ (Brfg) 47/18, juris Rn. 3). Zweifel an 

der Richtigkeit einzelner Rechtssätze oder tatsächlicher Feststellungen füllen 

den Zulassungsgrund dann nicht aus, wenn sie nicht die Richtigkeit des Ergeb-

nisses erfassen (vgl. nur Senat, Beschluss vom 7. März 2019 - AnwZ (Brfg) 

66/18, juris Rn. 5). 

Entsprechende Zweifel vermag der Kläger nicht darzulegen. Das Urteil 

des Anwaltsgerichtshofs steht im Einklang mit der Senatsrechtsprechung. 

1. Für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Widerrufs einer Zulassung 

zur Rechtsanwaltschaft ist allein auf den Zeitpunkt des Abschlusses des behörd-

lichen Widerrufsverfahrens, also auf den Erlass des Widerspruchsbescheids  

oder - wenn das Vorverfahren entbehrlich ist - auf den Ausspruch der Widerrufs-

verfügung abzustellen; die Beurteilung danach eingetretener Entwicklungen ist 

einem Wiederzulassungsverfahren vorbehalten (vgl. nur Senat, Beschlüsse vom 

4. März 2019 - AnwZ (Brfg) 47/18, juris Rn. 4 und vom 7. Dezember 2018 

- AnwZ (Brfg) 55/18, juris Rn. 5; jeweils mwN). 
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2. Das Vorbringen des Klägers begründet keine ernstlichen Zweifel an der 

Annahme des Anwaltsgerichtshofs, dass sich der Kläger im maßgeblichen Zeit-

punkt des Widerrufsbescheids in Vermögensverfall befunden hat. 

Ein Vermögensverfall liegt vor, wenn der Rechtsanwalt in ungeordnete, 

schlechte finanzielle Verhältnisse geraten ist, die er in absehbarer Zeit nicht ord-

nen kann, und außerstande ist, seinen Verpflichtungen nachzukommen. Nach 

den unangegriffenen Feststellungen des Anwaltsgerichtshofs war der Kläger zum 

Zeitpunkt des Widerrufs in dem vom Vollstreckungsgericht zu führenden Ver-

zeichnis eingetragen (§ 882b ZPO). Gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO wird der 

Vermögensverfall des Klägers deshalb widerlegbar vermutet. Zur Widerlegung 

der gesetzlichen Vermutung hat der Rechtsanwalt ein auf den maßgeblichen 

Zeitpunkt des Widerrufsbescheids bezogenes vollständiges und detailliertes Ver-

zeichnis seiner Gläubiger und seiner Verbindlichkeiten vorzulegen und konkret 

darzulegen, dass seine Vermögens- und Einkommensverhältnisse nachhaltig ge-

ordnet waren (vgl. nur Senat, Beschlüsse vom 21. Dezember 2018 - AnwZ (Brfg) 

33/18, juris Rn. 10 und vom 30. Januar 2017 - AnwZ (Brfg) 61/16, juris Rn. 4). 

Dies ist hier nicht erfolgt.  

Der Kläger hat weder im Verwaltungsverfahren noch in erster Instanz eine 

Stellungnahme abgegeben. Das Vorbringen im Zulassungsantrag ist nicht geeig-

net, die Vermutung des Vermögensverfalls zu widerlegen.  

Das vom Kläger im Zulassungsantrag behauptete, selbst bewohnte Immo-

bilienvermögen kann nicht berücksichtigt werden. Immobilienvermögen ist nur 

von Relevanz, wenn es dem Betroffenen zum maßgeblichen Zeitpunkt des Zu-

lassungswiderrufs als liquider Vermögenswert zur Tilgung seiner Verbindlichkei-

ten zur Verfügung gestanden hat (vgl. Senat, Beschluss vom 29. April 2019 

- AnwZ (Brfg) 21/19, juris Rn. 8). Der Vortrag des Klägers lässt Rückschlüsse auf 

eine solche Liquidität nicht zu. 
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Nicht erheblich sind die Ausführungen des Klägers dazu, warum es zu den 

Zwangsvollstreckungsmaßnahmen und zu der Eintragung im Schuldnerverzeich-

nis kam. Denn für den Widerruf ist nicht entscheidend, aus welchen Gründen der 

Rechtsanwalt in Vermögensverfall geraten ist und ob er dies verschuldet hat oder 

nicht (vgl. Senat, Beschlüsse vom 6. Mai 2021 - AnwZ (Brfg) 38/20, juris Rn. 16 

und vom 8. Januar 2018 - AnwZ (Brfg) 10/17, juris Rn. 23 mwN). Dies gilt auch 

dann, wenn - wie der Kläger behauptet - sein Vermögensverfall durch die Corona-

Krise verursacht worden sein sollte. Die allein auf das Insolvenzverfahren zuge-

schnittenen Regelungen des Gesetzes zur vorübergehenden Aussetzung der In-

solvenzantragspflicht und zur Begrenzung der Organhaftung bei einer durch die 

COVID-19-Pandemie bedingten Insolvenz (COVID-19-Insolvenzaussetzungsge-

setz - COVInsAG) haben auf das Verfahren über den Widerruf der Anwaltszulas-

sung wegen Vermögensverfalls keinen Einfluss. Sollten - wie der Kläger vorträgt 

- seine durch die COVID-19-Pandemie bedingten Schwierigkeiten zwischenzeit-

lich behoben sein und wäre dadurch der Widerrufsgrund nachträglich weggefal-

len, könnte der Kläger jederzeit einen Antrag auf Wiederzulassung stellen.  

3. Das Vorbringen des Klägers begründet auch keine ernstlichen Zweifel 

an der Annahme des Anwaltsgerichtshofs, dass eine Gefährdung der Interessen 

der Rechtsuchenden vorliegt. Nach der in § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO zum Ausdruck 

kommenden Wertung des Gesetzgebers ist mit dem Vermögensverfall eines 

Rechtsanwalts grundsätzlich eine Gefährdung der Interessen der Rechtsuchen-

den verbunden. Auch wenn diese Regelung nicht im Sinne eines Automatismus 

zu verstehen ist, die Gefährdung daher nicht zwangsläufig und ausnahmslos 

schon aus dem Vorliegen eines Vermögensverfalls folgt, kann die Gefährdung im 

nach der gesetzlichen Wertung vorrangigen Interesse der Rechtsuchenden nur 

in seltenen Ausnahmefällen verneint werden, wobei den Rechtsanwalt hierfür die 

Feststellungslast trifft. Die Annahme einer derartigen Sondersituation setzt min-

destens voraus, dass der Rechtsanwalt seine anwaltliche Tätigkeit nur noch für 
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eine Rechtsanwaltssozietät ausübt und mit dieser rechtlich abgesicherte Maß-

nahmen verabredet hat, die eine Gefährdung der Mandanten effektiv verhindern. 

Selbst auferlegte Beschränkungen des in Vermögensverfall geratenen Rechts-

anwalts sind dagegen grundsätzlich nicht geeignet, eine Gefährdung der Recht-

suchenden auszuschließen (vgl. nur Senat, Beschluss vom 12. Dezember 2018 

- AnwZ (Brfg) 65/18, juris Rn. 7). Tragfähige Anhaltspunkte dafür, dass eine sol-

che Gefährdung zum maßgeblichen Zeitpunkt der Widerrufsentscheidung aus-

nahmsweise nicht bestand, sind weder vorgetragen noch sonst ersichtlich. Die 

Behauptung des Klägers, dass im Rahmen seiner anwaltlichen Tätigkeit als Straf-

verteidiger keine Fremdgelder anfallen würden, reicht hierfür nicht aus. 

 
III. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 112c Abs. 1 Satz 1 BRAO, § 154 

Abs. 2 VwGO, die Streitwertfestsetzung auf § 194 Abs. 2 Satz 1 BRAO. 

Limperg  Liebert  Ettl 

 Kau  Merk 
 
 
Vorinstanz: 
AGH Hamm, Entscheidung vom 23.04.2021 - 1 AGH 41/20 -  
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